
 

 

Ergebnisbericht der 

101. Sitzung des IFRS-Fachausschusses 

53. Sitzung des HGB-Fachausschusses 

20. Sitzung des Gemeinsamen Fachausschusses 

vom 29. und 30. April 2021 

 

Folgende Tagesordnungspunkte wurden 
während der Sitzungen behandelt: 

101. Sitzung IFRS-FA 
 IASB DP/2020/2 Business Combina-

tions under Common Control 
 Interpretationsaktivitäten 
 IASB RfI - Agendakonsultation 
 IASB ED/2021/1 Regulatory Assets and 

Regulatory Liabilities 
 IASB RfI - PiR IFRS 10-12 

 
53. Sitzung HGB-FA 
 Anfrage zu DRS 21 Kapitalflussrech-

nung – Cash Pooling 
 

20. Sitzung Gemeinsamer FA 
  EU-Kommissionsvorschlag zur Ände-

rung der CSR-RL (CSRD) 

 

 

IFRS-FA: IASB DP/2020/2 Business Com-
binations under Common Control 

Der IFRS-FA setzte seine Erörterung des 
IASB-DP/2020/2 Business Combinations un-
der Common Control fort. Der IFRS-FA strebt 
die Erarbeitung einer Stellungnahme bis zum 
1. September 2021 an. 

Die Diskussion der in Frage 6 des DP zur 
Kommentierung gestellten vorläufigen Sicht-
weise des IASB zur Nutzung der Buchwerte 
des transferierten Unternehmens bei Anwen-
dung der Buchwertmethode wurde fortgesetzt. 
Auf Basis des Beispiels im DP wurden mögli-
che Konstellationen für die Entstehung der 
unterschiedlichen Buchwerte bei den ver-
schiedenen Unternehmen erörtert. 

Es wurde festgestellt, dass für jede der drei 
theoretischen Möglichkeiten, also der Nutzung 
der Buchwerte des transferierten Unterneh-
mens, des transferierenden Unternehmens 
oder des (ultimativ) beherrschenden Unter-
nehmens unterstützende Argumente ange-
führt werden können. Die Vorteilhaftigkeit der 
jeweiligen Buchwerte hängt jedoch von den 
konkreten Spezifika der abzubildenden 
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BCUCC-Transaktion ab, bspw. in Bezug auf 
etwaige historische Erwerbsschritte sowie die 
Gründe für ggf. bestehende Differenzen zwi-
schen den verschiedenen Buchwerten. Auch 
Praktikabilitätsaspekte hingen vom jeweiligen 
konkreten Sachverhalt ab und könnten für 
jede der möglichen Varianten sprechen. 

Des Weiteren wird die vom IASB im DP dar-
gelegte Sichtweise, dass „the controlling party 
is not a party to the combination of the recei-
ving company with the transferred company“, 
welche als Hauptargument für die Nutzung 
der Buchwerte des transferierten Unterneh-
mens angeführt wird, kritisch gesehen. Die 
controlling party sei in der Regel sogar der 
Initiator der Transaktion und somit zumindest 
indirekt maßgeblich an der BCUCC beteiligt.  

Vor dem Hintergrund der Vielschichtigkeit der 
zu betrachtenden Transaktionen und der Viel-
fältigkeit der zu berücksichtigenden Argumen-
te für die einzelnen Varianten, hält der IFRS-
FA als Zwischenergebnis ein Wahlrecht bei 
der Festlegung der zu nutzenden Buchwerte 
für überlegenswert. 

In Bezug auf das Themenfeld „Bewertung der 
übertragenen Gegenleistung“ (i.V.m. Frage 7) 
stimmte der IFRS-FA jeweils den vorläufigen 
Sichtweisen des IASB zur Bewertung eigener 
Aktien, von Vermögenswerten sowie von ein-
gegangenen oder übernommenen Schulden 
zu. In der Öffentlichen Diskussion soll zudem 
erfragt werden, ob noch andere Arten von 
Gegenleistungen (bspw. ein business) in der 
Praxis vorkommen und dementsprechend 
regelungsbedürftig sein könnten. 

Der IFRS-FA wird die Erörterung der noch 
ausstehenden Themen des DP in seiner 
nächsten Sitzung fortsetzen. 

 

IFRS-FA: Interpretationsaktivitäten 

Der IFRS-FA wurde über die Themen und 
Diskussionsergebnisse der IFRS IC-Sitzungen 
im März und April 2021 informiert. 

Zu den insgesamt drei endgültigen Agenda-
Entscheidungen (betreffend IAS 38, IAS 19 
und IFRS 9) hatte der IFRS-FA keine Anmer-
kungen. 

Der vorläufigen Agenda-Entscheidung betref-
fend IAS 32 (Klassifizierung von warrants) 
stimmte der IFRS-FA zu; es erscheint zwei-
felsfrei richtig, dass dieses Thema im Rahmen 
des laufenden IASB-Projekts „FICE“ behan-
delt (und ggf. geklärt) wird. 

Zur vorläufigen Agenda-Entscheidung betref-
fend IFRS 16 (nicht-erstattbare Mehrwert-
steuer als Teil von Leasingzahlungen) stimm-
te der IFRS-FA ebenfalls zu. Jedoch wurde 
angemerkt, dass (noch) nicht klar sei, ob die 
Frage tatsächlich nicht stark verbreitet ist; 
jedenfalls ist aus Sicht des IFRS-FA das 
Thema auf wenige Branchen begrenzt. 

Ferner diskutierte der IFRS-FA die Erkennt-
nisse und den Beschluss des IFRS IC zur 
Frage bzgl. IAS 1 (Klassifizierung von Schul-
den mit covenants). Der inhaltlich unveränder-
ten Schlussfolgerung des IFRS IC stimmt der 
IFRS-FA weiterhin zu. Die Tatsache, dass 
viele Rückmeldungen nach der vorläufigen 
Agenda-Entscheidung – darunter auch die 
des DRSC – das Ergebnis der Schlussfolge-
rung für einen der drei diskutierten Sachver-
halte als nicht intuitiv beurteilten, verunsichert. 
Da nun das IFRS IC seine Entscheidung nicht 
finalisierte, sondern das Thema damit ergeb-
nisoffen an den IASB weiterreichte, besteht 
aus Anwendersicht vorerst Rechtsunsicher-
heit. Ferner bleibt unklar, wie zügig der IASB 
diese Frage diskutiert und letztlich klarstellt. 

 

IFRS-FA: IASB RfI - Agendakonsultation 

Der IFRS-FA wurde erstmals über die öffentli-
che Konsultationsphase und den Inhalt des 
Konsultationspapiers (RfI) der IASB-
Agendakonsultation informiert. 

Der IFRS-FA äußerte zunächst allgemein, 
dass das Dokument sehr anschaulich, gut 
strukturiert und aussagekräftig sei. Insgesamt 
erscheinen das Vorgehen des IASB bei dieser 
Agendakonsultation sowie die Vorschläge im 
RfI klar und fokussiert. Ferner machte der 
IFRS-FA bereits erste konkrete Anmerkungen 
zu den Inhalten des RfI. 

Zum ersten Abschnitt – die strategische Aus-
richtung und Gewichtung – äußerte der IFRS-
FA, dass die Darstellung zwei Aspekte noch 
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nicht zu berücksichtigen scheint: Erstens sind 
projektübergreifende Aspekte („cross cutting 
issues“) erfahrungsgemäß wichtig und bean-
spruchen einen nennenswerten Umfang an 
Aufmerksamkeit bei der Befassung mit einem 
Thema/Projekt – und zwar auf Seiten des 
Standardsetzers und aller Stakeholder. Zwei-
tens ist zwar (sinnvollerweise) die Fokussie-
rung auf Aktivitäten rund um die Finanzbe-
richterstattung begrenzt; gleichwohl müssten 
hierbei aber Aktivitäten, die sich auf die Quer-
verbindung („interconnectivity“) zwischen Fi-
nanz- und Nichtfinanz-
/Nachhaltigkeitsberichterstattung beziehen, 
berücksichtigt werden. 

Zum zweiten Abschnitt – den Kriterien für 
Auswahl und Priorisierung von Themen – 
merkte der IFRS-FA an, dass die Kapazitäten 
sämtlicher Stakeholder für die Befassung mit 
Themen/Projekten auf der IASB-Agenda ein 
äußerst wichtiges Kriterium sind; dies scheint 
in der Liste von Kriterien noch nicht ausrei-
chend oder allenfalls implizit berücksichtigt. 

Zum dritten Abschnitt – den konkreten poten-
ziellen Projekten – stellte der IFRS-FA fest, 
dass angesichts der vorgelegten Projekt-
/Themenliste die jetzige Konsultationsphase 
keine echte Themenwahl mehr zulässt, son-
dern eher auf eine Feinjustierung dieser Vor-
auswahl hinausläuft. Außerdem stellte der 
IFRS-FA fest, dass die noch nicht erledigten 
Projekte des laufenden Arbeitsprogramms 
zwar offensichtlich den Mindestinhalt für das 
kommende Arbeitsprogramm darstellen sol-
len, aber eben deshalb auch nur wenig Spiel-
raum für neue/zusätzliche Projekte besteht. 
Daher wurde durch den IFRS-FA Folgendes 
angeregt – obwohl im RfI so nicht explizit vor-
gesehen: Unter den noch nicht abgearbeiteten 
laufenden Projekten sollten jene, die in einem 
noch frühen Stadium (Research- oder 
Outreach-Phase) seien, nicht zwangsläufig für 
das neue Arbeitsprogramm „gesetzt“ werden. 
Würde man einige dieser Projekte zur Dispo-
sition stellen, bliebe zusätzlicher Raum für 
neue Projekte. 

Neben diesen inhaltlichen Anmerkungen erör-
terte der IFRS-FA sein weiteres Vorgehen im 
Rahmen dieser Agendakonsultation. Der 
IFRS-FA beschloss, für deutsche Konstituen-
ten einen separaten Outreach durchzuführen. 

Dieser soll aus einer Online-Befragung und 
begleitenden Unterlagen bzw. Videoformaten 
bestehen. Beides soll in der nächsten IFRS-
FA-Sitzung endgültig beschlossen und dann 
gestartet werden. 

 

IFRS-FA: IASB ED/2021/1 Regulatory As-
sets and Regulatory Liabilities 

Der IFRS-FA informierte sich über die vorläu-
figen Ergebnisse der Betroffenheitsanalyse 
zum Anwendungsbereich des IASB-Entwurfs 
ED/2021/1 Regulatorische Vermögenswerte 
und regulatorische Schulden für den deut-
schen Rechtsraum. Nach vorläufiger Ein-
schätzung der DRSC-Arbeitsgruppe „Preisre-
gulierte Geschäftsvorfälle“ (AG) und der Ge-
schäftsstelle ist der Kreis der betroffenen Un-
ternehmen in Deutschland überschaubar und 
auf die Unternehmen der Energiebranche be-
schränkt. Die Evaluierung der Betroffenheit 
wird fortgesetzt. 

Ferner wurden dem FA die vorläufigen Ergeb-
nisse der Erörterungen des ED durch die AG 
vorgestellt. Insgesamt wird der ED durch die 
AG positiv aufgenommen. Unternehmen, die 
in den Anwendungsbereich des ED fallen, 
begrüßen die Schaffung von Regelungen, mit 
denen Schwankungen in den Abschlüssen 
behoben werden.  

Allerdings werden die vorgeschlagenen De-
tailvorschriften zur Bestimmung der einzelnen 
Komponenten der zulässigen Gesamtvergü-
tung (total allowed compensation), die das 
Grundmodell des ED darstellt, kritisch und als 
verbesserungsbedürftig beurteilt. Konkret be-
trifft das zum einen die Verpflichtung, die 
Komponenten der zulässigen Gesamtvergü-
tung nach den Vorschriften der IFRS, nicht 
nach dem regulatorischen Rahmen, zu ermit-
teln. Zum anderen soll gemäß ED die regula-
torische Rendite, die auf eine Anlage in Bau 
entfällt, bis zu ihrer Inbetriebnahme keinen 
Bestandteil der zulässigen Gesamtvergütung 
bilden.  

Bei Anwendung dieser Regelungen würden 
regulatorische Effekte erfasst werden, die sich 
von tatsächlichen, auf Grundlage der regulato-
rischen Vorschriften errechneten Ansprüchen 
bzw. Verpflichtungen (teils sehr stark) abwei-
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chen. Aus Sicht der AG würde dies dazu füh-
ren, dass keine relevanten Informationen über 
die Auswirkung der regulatorischen Erträge 
und Aufwendungen und der regulatorischen 
Vermögenswerte und Schulden auf die VFE-
Lage berichten werden. Somit würde das mit 
dem neuen Standard verfolgte Ziel – die Be-
reitstellung von nützlichen Informationen für 
die Abschlussadressaten – durch die vorge-
schlagenen Detailregelungen konterkariert. 

Zudem wäre die Ermittlung der Komponenten 
der zulässigen Gesamtvergütung für die be-
troffenen Unternehmen mit einem hohen Auf-
wand verbunden. Diesem Aufwand steht aus 
Sicht der AG kein erkennbarer Nutzen gegen-
über. 

Der IFRS-FA stimmte dieser Einschätzung der 
AG zu. Die Diskussion des Standardentwurfs 
wird in der nächsten Sitzung fortgesetzt. 

 

IFRS-FA: IASB RfI - PiR IFRS 10-12 

Der IFRS-FA informierte sich über die Öffent-
liche Diskussionsveranstaltung zum Post-
implementation Review (PiR) am 20. April 
2021, die das DRSC gemeinsam mit Vertre-
tern von EFRAG durchgeführt hatte, und erör-
terte das erhaltene Feedback. 

Ferner schloss der IFRS-FA seine Erörterun-
gen des Entwurfs einer Stellungnahme zum 
PiR ab. Dabei erörterte der IFRS-FA insb. 
seine Gesamtposition sowie die Inhalte des 
Begleitschreibens und diskutierte schließlich, 
welche Ergänzungen aufgrund der bei der 
Öffentlichen Diskussionsveranstaltung erhal-
tenen Rückmeldungen an der Stellungnahme 
vorgenommen werden sollten. 

Insgesamt bekräftigte der IFRS-FA seine Auf-
fassung, dass IFRS 10 und IFRS 11 insge-
samt ein robustes Gerüst an Prinzipien und 
Grundsätzen bereitstellen, sodass keine um-
fangreichen Überarbeitungen notwendig er-
scheinen. Anwendungsprobleme bestünden 
demgegenüber weiterhin an der Schnittstelle 
des Anwendungsbereichs von IFRS 10 und 
IFRS 11 zu anderen Standards – wie z.B. in 
Bezug auf die Bilanzierung von Optionen auf 
nicht-beherrschende Anteile (IFRS 10, IAS 
32) sowie die Einbringung eines Tochterun-

ternehmens in ein Gemeinschaftsunterneh-
men (IFRS 10, IAS 28). Im Hinblick auf diese 
übergreifenden Fragestellungen bestehe ein 
Bedarf an Nachschärfungen durch den IASB. 

Die DRSC-Stellungnahme an den IASB soll 
entsprechend überarbeitet und im Umlaufver-
fahren verabschiedet werden. 

 

HGB-FA: Anfrage zu DRS 21 Kapitalfluss-
rechnung – Cash Pooling 

Der HGB-FA erörterte eine Anfrage zur Ein-
beziehung von Cash Pool-Forderungen in den 
(Konzern-)Finanzmittelfonds nach DRS 21 
Kapitalflussrechnung. Diese Fragestellung 
stellt sich im HGB-Konzernabschluss, wenn 
entweder der Cash Pool-Führer oder ein in 
das Cash Pooling einbezogenes Konzernun-
ternehmen nicht demselben Konsolidierungs-
kreis angehören. Andernfalls würden Cash 
Pool-Forderungen und -Verbindlichkeiten im 
Rahmen der Konsolidierung eliminiert.  

Beim physischen Cash Pooling werden über-
schüssige Guthaben der Konzerngesellschaf-
ten i.d.R. täglich auf das Bankkonto des Cash 
Pool-Führers transferiert bzw. negative Sal-
den durch einen Transfer ausgeglichen. Damit 
werden die gegenüber Kreditinstituten beste-
henden Forderungen/Verbindlichkeiten der 
einzelnen Konzerngesellschaften laufend 
durch Forderungen/Verbindlichkeiten gegen-
über dem Cash Pool-Führer abgelöst. Cash 
Pool-Forderungen wären nach DRS 21, Tz. 9 
dann in den Finanzmittelfonds einzubeziehen, 
wenn diese „äußerst liquide Finanzmittel 
[sind], die jederzeit in Zahlungsmittel umge-
wandelt werden können und nur unwesentli-
chen Wertschwankungen unterliegen“. 

Der HGB-FA stellte fest, dass Cash Pool-
Forderungen – als Forderungen gegenüber 
dem Cash Pool-Führer – i.d.R. einem höheren 
Ausfallrisiko unterliegen als Forderungen ge-
genüber Kreditinstituten. Vor diesem Hinter-
grund sprach sich der HGB-FA einstimmig 
dafür aus, dass Cash Pool-Forderungen nach 
DRS 21 grundsätzlich nicht in den Finanzmit-
telfonds einzubeziehen sind. Ausnahmsweise 
käme eine Einbeziehung von Cash Pool-
Forderungen im Einzelfall dann in Betracht, 
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wenn diese zweifelsfrei nur unwesentlichen 
Wertschwankungen unterliegen.  

Hingegen käme es bei Cash Pool-
Verbindlichkeiten – anders als bei Cash Pool-
Forderungen – nicht auf die Bonität des Cash 
Pool-Führers an. Vielmehr sind nach DRS 
21.34 „jederzeit fällige Verbindlichkeiten ge-
genüber Kreditinstituten sowie andere kurz-
fristige Kreditaufnahmen, die zur Disposition 
der liquiden Mittel gehören, […] in den Fi-
nanzmittelfonds einzubeziehen und offen ab-
zusetzen.“ Im Ergebnis können Cash Pool-
Forderungen und Cash Pool-Verbindlichkeiten 
in Bezug auf ihre Einbeziehung in den Fi-
nanzmittelfonds daher ungleich zu behandeln 
sein. 

Nach Ansicht des HGB-FA seien die Zah-
lungsströme aus dem Cash Pooling – auf-
grund des Zwecks des Cash Pooling einer 
Bündelung der Finanzierung und der Liquidität 
der am Cash Pooling beteiligten Konzernun-
ternehmen – im Cashflow aus der Finanzie-
rungstätigkeit auszuweisen. Zudem seien Ein- 
und Auszahlungen aus dem Cash Pooling 
gleichermaßen zu behandeln und damit ein-
heitlich im Cashflow aus der Finanzierungstä-
tigkeit auszuweisen. 

 

Sitzung Gemeinsamer FA: EU-Kommis-
sionsvorschlag zur Änderung der CSR-RL 

(CSRD) 

Thema dieser Sitzung war der am 21. April 
2021 veröffentlichte Legislativvorschlag der 
Europäischen Kommission (KOM) zur neuen 
Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD). Der FA wurde über die Inhalte dieses 
Vorschlags informiert. Er stellte fest, dass die 
Vorgaben im Entwurf zwar deutlich detaillier-
ter sind als jene in der geltenden Bilanz-RL, 
viele Themen jedoch noch unbekannt seien. 
Da die angekündigten Berichtsstandards noch 
nicht vorliegen, sei eine fachliche Beurteilung 
der Vorschläge nur in groben Zügen möglich. 
Dies betrifft nicht nur die Beurteilung aus Er-
steller-Perspektive, sondern auch die Per-
spektive der Adressaten. Insb. soll es Fi-
nanzmarktteilnehmern mit den neuen Be-
richtsvorgaben erleichtert werden, ihren eige-
nen – aus der Sustainable Finance-

Regulierung resultierenden – Transparenz-
pflichten angemessen nachzukommen.  

Bezüglich der Verortung bestätigte der FA 
seine Ansicht aus dem Abschlussbericht zur 
CSR-Studie. Die Fixierung auf den Lagebe-
richt in Verbindung mit den im KOM-Vorschlag 
definierten Adressaten und der allgemeinen 
Klausel zum Inhalt der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung führe zur Aufnahme von Informati-
onen in den Lagebericht, für die der Lagebe-
richt nicht konzipiert ist. Originärer Zweck des 
Lageberichts ist die Information der Kapital-
geber aus Sicht des Managements. Daraus 
resultiere zudem eine signifikante Überfrach-
tung des Lageberichts. Für eine temporäre 
Beibehaltung der separaten Berichterstattung 
sprächen zudem die praktischen Herausforde-
rungen im Zusammenhang mit der Erstellung, 
die bereits unter der aktuellen Rechtslage 
bestehen und sich zukünftig – aufgrund der 
steigenden inhaltlichen Anforderungen – ver-
schärfen werden. Daher, so wurde argumen-
tiert, müsse das Wahlrecht zur Abkopplung 
der Nachhaltigkeitsinformationen vom Lage-
bericht zumindest für eine mehrjährige Über-
gangsphase beibehalten werden. 

Die Konkretisierung der Doppelten Wesent-
lichkeit wurde vom FA begrüßt. Er thematisier-
te in diesem Zusammenhang die Abgrenzung 
von Relevanz und Wesentlichkeit, stellte aber 
erneut fest, dass Nachhaltigkeitsaspekte – im 
Gegensatz zu finanziellen Berichtsinhalten – 
einer allgemeingültigen Wesentlichkeitsbeur-
teilung schwer zugänglich seien. 

Der FA analysierte außerdem die entworfenen 
Vorgaben zur Angabe nachhaltigkeitsbezoge-
ner Leistungsindikatoren. Er stellte fest, dass 
die entsprechenden Formulierungen stark auf 
die Steuerungsrelevanz der Indikatoren hin-
deuteten, was wiederum grundsätzlich be-
grüßt wurde. Allerdings sei vor dem Hinter-
grund der Transparenzanforderungen für Fi-
nanzmarktteilnehmer ergänzend auch ein Ka-
talog anzugebender Leistungsindikatoren in 
Erwägung zu ziehen. 

Der Gemeinsame FA kritisierte den von der 
KOM entworfenen Mechanismus zur rechtli-
chen Annahme der noch zu entwickelnden 
Berichtsstandards. Der im Richtlinien-
Vorschlag skizzierte Prozess sei stark poli-
tisch (und weniger inhaltlich/fachlich) geprägt 
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und gebe der KOM weitreichende Kompeten-
zen. Der FA sprach sich für einen grundsätz-
lich an der IAS-VO ausgerichteten Übernah-
me-Prozess u.a. mit entsprechenden Indos-
sierungskriterien aus. Die Konsultation zum 
Fitness Check der KOM zur Unternehmensbe-
richterstattung habe ausweislich des im Okto-
ber 2018 veröffentlichten Feedback Statement 
die guten Erfahrungen mit dem IFRS-
Übernahmeprozess zutage gefördert. Zudem 
forderte der FA eine klare Orientierung an 
internationalen Berichtsstandards und eine 
bislang im RL-Vorschlag nicht angelegte Mög-
lichkeit, diese im Wege eines Übernahme-
Prozesses, wie zuvor dargestellt, unverändert 
zu übernehmen. 

Problematisiert wurde außerdem der sehr 
ambitionierte Zeitplan, insb. vor dem Hinter-
grund der zahlreichen Unternehmen, auf die 
sich der Geltungsbereich der Vorgaben aus-
dehnen wird. (Von dieser Ausweitung wird 
Deutschland im europäischen Vergleich über-
proportional betroffen sein.) Die Anwendung 
der erst durch Standards konkretisierten und 
endgültigen Berichtsvorgaben ist nach dem 
Zeitplan der KOM zwei Monate nach deren 
Verabschiedung vorgesehen. (Der erste dele-
gierte Rechtsakt zu den Berichtsstandards soll 
bis zum 31.10.2022 angenommen werden 
und wäre dann erstmals für das am 1.1.2023 
beginnende Geschäftsjahr zu berücksichti-
gen.) Neue und wesentlich geänderte IFRS 
seien (nach ihrer endgültigen Verabschie-
dung) regelmäßig mit einer Übergangsfrist 
von zwei bis drei Jahren versehen. Dies beträ-
fe jedoch eine bei den verpflichteten Unter-
nehmen eingespielte Tätigkeit mit erfahrenen 
Mitarbeitern. Hingegeben müssten zahlreiche 
Unternehmen für die Nachhaltigkeitsberichter-
stattung noch Erfahrungen sammeln und Ka-
pazitäten aufbauen. Außerdem sei die Umset-
zung der Richtlinie in den Mitgliedstaaten zu 
berücksichtigen, argumentierte der Fachaus-
schuss. Da der Legislativ-Vorschlag nur weni-
ge Mitgliedstaatenwahlrechte beinhalte, sei 
von signifikanten Überarbeitungen im Zuge 
der politischen Verhandlungen auszugehen. 
Insofern könne der Vorschlag wohl eher noch 
nicht als Ausgangspunkt für Umsetzungsakti-
vitäten angenommen werden. 

Die Befassung wird in der kommenden Sit-
zung am 7. Mai fortgesetzt. 
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